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Bürokratisch

Wasserspass

Das grösste Problem im Staat ist
derBürger.Erwillnicht sowieder
Beamte.ErkenntkeineRücksicht
auf die Energiestrategie. Also
mussderBürgererzogenwerden.
Zum Beispiel mit Broschüren.
Das Bundesamt für Energie pro-
duziert derlei propagandistische
Druckschriften am Laufmeter.
Unlängst zum Thema «Wasser-
spass». Die Energiebeamten ha-

ben Skandalöses entdeckt: Wer
denWarmwasserhahnöffnet,hat
seine Hände oft schon gewa-
schen,bevordaswarmeNassaus
demBoiler die Finger überhaupt
erreicht. Nämliches kühlt dann
ungenutzt in der Röhre aus. Eine
fürchterliche Verschwendung!
Was also tun? Amtlicher Rat-
schlag: Die Hände mit kaltem
Wasserwaschen.Wirfinden:Das
Wasser so lange laufen lassen,bis
auch wirklich warmes kommt.
Wäredoch schade,wennwir den
BeamtenkeinenGrundzurVolks-
erziehungmehr böten. (pho.)

AmtlichAmtlich

Politapéro

SchmutzigeDates
undWortklauberei

SVP-Nationalrat Toni Brunner
wirbt gegendieEnergiestrategie.
Es drohe die Gefahr, dass künf-
tig nur noch kalt geduscht wer-
den dürfe, sagte er zu den Jour-
nalisten – «oder Sie müssen

künftig ungeduscht zumDate».
Die Angst hielt sich in Grenzen.
Wahrscheinlicher dürfte sein,
dass die SVP am Abstimmungs-
sonntag kalt geduscht wird.

Die rechteRatshälftehat einPro-
blem.Auchwennesbei derBud-
getberatung fastnieumwirkliche
Einsparungen geht, reden Politi-
ker und Medien der Einfachheit
halber von Sparmassnahmen.
SVP-Vizepräsident Thomas
Aeschigibt nunGegensteuer. Es
geheum«Ausgabenwachstums-
beschränkungsmassnahmen»,
sagte er – und musste zugleich
selbst darüber lachen. «Wir su-
chen weiterhin ein passendes
Wort», räumte der Zuger Natio-
nalrat ein.

SVP-Übervater Christoph
Blocher hat die Fake-News-De-
batte umeinenneuenAkzent be-
reichert. Verärgert über das be-
scheidene Medienecho auf die
Medienkonferenz des überpar-
teilichen Komitees gegen das
Energiegesetz vomvergangenen
Donnerstag,warf er im«Teleblo-
cher» der Presse vor, sie gehe
wieder in das alte «Fake-News-
Zeugs»hinein.Dennetwasnicht
zu bringen, sei auch eine Verfäl-
schung derMeinung.

VieleDemente, aber kaumDaten
Gesundheit Mit den steigenden Zahlen vonDemenzkrankenwachsen auch die

Anforderungen anGesellschaft und Politik. Alzheimer Schweiz will die Kantone stärker in die Pflicht nehmen.

EvaNovak

Im Kampf gegen die «Volks-
krankheit Krebs» soll ein Regis-
ter mithelfen, Prävention, Früh-
erkennung und Behandlung zu
verbessern: Mit dieser Begrün-
dunghatderBundesratdieseWo-
che eine Verordnung in die Ver-
nehmlassung geschickt, wonach
Krebserkrankungen künftig
schweizweit einheitlich erfasst
werden. Im Kampf gegen die
«Volkskrankheit Demenz» ist
man noch lange nicht so weit.
«Wirwissennicht,wievieleMen-
schenmit einer diagnostizierten
Demenz in der Schweiz leben»,
sagt Stefanie Becker, Gerontolo-
gin und Geschäftsleiterin von
Alzheimer Schweiz.

Die Vereinigung hat jüngst
neue Schätzungenüber dieHäu-
figkeit von Demenz publiziert.
Danach sind zurzeit 144 000
Menschen anDemenz erkrankt,
rund 25 000mehr als bisher an-
genommen. Bis 2045 werden es
voraussichtlich weit mehr als
300 000 sein (siehe Ausgabe
vom 2.April). Dabei handelt es
sich nicht um gesicherte Er-
kenntnisse aus Studien, denn
solche gibt es in der Schweiz
nicht, sondern um Hochrech-
nungen, die auf Meta-Analysen
einerReihe vonUntersuchungen
in anderen europäischen Län-
dern beruhen.

FehlendeDaten
erschwerenPlanung

Genaue Zahlen auch für die
SchweizwärennachBeckerwich-
tig, um die Versorgung der hiesi-
genBetroffenenangemessenpla-
nen zu können: «Der Sinn jeder
Versorgungsleistung misst sich
am Bedarf. Wenn ich den nicht
kenne, kommen Planungen ent-
weder zu spät oder sind nicht be-
darfsgerecht – das ist gesund-
heitsökonomischer Blödsinn»,
sagt sie.VongesichertenErkennt-
nissen zur Demenzhäufigkeit ist
man hierzulande noch weit ent-
fernt. Das hängt auch damit zu-
sammen, dass Zentren wie die
Memory-KlinikennureineKapa-
zität von etwa 5000 Diagnosen

pro Jahr aufweisen, was bei ge-
schätzten27 000Neuerkrankun-
gen bei weitem nicht ausreicht.
Ein grosser Teil der Diagnosen
wird vomHausarzt gestellt, eini-
ge vomNeurologen, vom Alters-
psychiateroderGeriater,undwie-
der andere vom Pflegepersonal
imHeim.Auchdiessind indesnur
Vermutungen: «Wir wissen es
einfach nicht», so Becker.

Eine bessere Datenlage ge-
hört zwar zudenZielendernatio-
nalen Demenzstrategie, die der
Bund seit 2014 verfolgt. Doch
Geldwurdedafür keines zurVer-
fügunggestellt, alsogehtdieUm-
setzung nur «sehr, sehr langsam
voran»,wie es dieGeschäftsfüh-
rerin vonAlzheimerSchweiz for-
muliert. Dennoch nennt sie die
Strategie einen «Meilenstein».
Dank ihr habe man es geschafft,

diewichtigenPlayer imDemenz-
bereichaneinenTischzubringen
und zu gemeinsamen Projekten
zuanimieren.Zudemhabe sie zu
einemstärkerenBewusstseinvon
Demenz geführt.

MitdenFallzahlensteigt
derHandlungsbedarf

Bereitsheute sindAlzheimerund
andere demenzielle Erkrankun-
genderhäufigsteGrund fürPfle-
gebedürftigkeit im Alter. Sie
stellen auch die dritthäufigste
Todesursache, nach Herz-Kreis-
lauf-Leiden und Krebs. Mit den
Fallzahlen steigt auch der politi-
sche Handlungsbedarf: Alzhei-
mer Schweiz möchte vor allem
dieKantone stärker indiePflicht
nehmen.Die kantonalen Sektio-
nen versuchen, Leistungsverträ-
geabzuschliessen,umdieVersor-

gung, Beratung und Begleitung
von Menschen mit Demenz und
derenAngehörigenbesser sicher-
zustellen.

Dies ist bisher erst in neun
Fällen gelungen, wobei sich Art
undAnzahlderLeistungeneben-
so stark unterscheidenwie deren
Entschädigung.SohatdieSektion
St.Gallen-Appenzell von Alzhei-
mer Schweiz einen dreijährigen
Leistungsvertrag für den Aufbau
von Netzwerken abgeschlossen,
wasmit jährlich 25 000Franken
honoriert wird. Nid- und Obwal-
den haben ebenfalls eine Leis-
tungsvereinbarung, in Luzern
steht eine solche noch aus.

Ein weiteres Defizit hat Alz-
heimer Schweiz bei der fehlen-
den Koordination ausgemacht.
Eine Person mit Demenz habe
heute viel zu vieleAnsprechpart-

ner undmüsse sich die Informa-
tionen an vielen verschiedenen
Stellen zusammensuchen. Das
sei ein grosses Problem, so
Becker, das mit Koordinations-
zentren gelöst werdenmüsse.

Mit denwachsendenFallzah-
len werde allerdings auch das
Verständnis steigen, ist die Spe-
zialistin überzeugt. Da an jedem
Erkranktenmindestens zwei bis
drei Personen im nahen Umfeld
hängen, multipliziere sich die
Zahl jener, die in ihrem persön-
lichenUmfeldmitDemenz kon-
frontiert sind, enorm. «All diese
Betroffenen kennen die Proble-
meundsindbereit, sich fürderen
Lösungeinzusetzen», prophezeit
dieAlzheimer-Schweiz-Fachfrau
und fügt andieAdresse der Poli-
tik hinzu: «Schliesslich sind das
allesWählerinnenundWähler.»

Jungfreisinnige aufKonfrontationmit denLiberalen
FDP ObEnergiestrategie, No-Billag-Initiative oderGeldspielgesetz: Die

Jungfreisinnigenweichen inwichtigenGeschäften von ihrerMutterpartei ab.Woran liegt das?

Alle Jungparteien, die die Ener-
giestrategie befürworten, waren
versammelt:Die Jungpolitikerder
SP, CVP, Grünen, GLP und BDP.
ImEinklangmit ihrenMutterpar-
teien tratensieamFreitagvordie
Medien und begründeten ihr Ja
zur Abstimmung vom 21. Mai.
Nur eine Jungpartei fehlte: die
Jungfreisinnigen. Deren Präsi-
dent Andri Silberschmidt war in
gleicher Sache einen Tag vorher
vor die Presse getreten – neben
SVP-Nationalrat Toni Brunner.
AlsGegner der Energiestrategie.

Vor einer Woche hatten die
Jungfreisinnigen am Jahreskon-
gressmit 110zu5Stimmeneinen
klarenEntscheidgegendasEner-
giegesetz gefällt. Die Jungpartei
der FDP stellte sich damit auch
deutlichgegen ihreMutterpartei,
die für die Energiestrategie ein-
tritt. Es ist dies nicht die einzige

Differenzbei aktuellenwichtigen
Dossiers. Bei der No-Billag-Ini-
tiative muss man innerhalb der
FDP-Fraktion die Befürworter
mit der Lupe suchen. Anders die
Jungfreisinnigen:Zusammenmit
der JungenSVPstehen sie amUr-
sprung der Initiative. Am Jahres-
kongress sprachen die Delegier-
ten der Jungpartei 30000 Fran-
ken für den Abstimmungskampf
zuGunsten der Initiative.

EinGraben tut sichauchbeim
Geldspielgesetz auf. Die FDP-
Fraktion hat sich mit grosser
Mehrheit fürNetzsperrenausge-
sprochen, womit der Zugang auf
Websites ausländischer Online-
Casinos nicht mehr möglich
wäre. Fürdie Jungfreisinnigen ist
das ein rotesTuch, sie ziehengar
einReferenduminBetracht.Was
ist los mit der Jungpartei? Oder
müssteman eher fragen:Was ist

losmit der FDP?Der Ausserrho-
der Ständerat und FDP-Vizeprä-
sidentAndreaCaroni gehörtebis
vor kurzem ebenfalls zu den
Jungfreisinnigen. Er sagt, es sei
sinnvoll, dassdie Jungpartei auch
mal von derMutterpartei abwei-
che.«Es ist dieRolleder Jungpar-
teien, die reine Lehre zu verkün-
den, während die Politiker in ge-
wähltenÄmternnachMehrheiten
suchenmüssen», sagt er.

ImParlament tobt einKampf
der Interessengruppen

Caroni äussert sich lobend über
denNachwuchs.«Ordnungspoli-
tisch sind die Jungfreisinnigen
manchmal strikter als die FDP»,
sagter.Beispielhaft zeige sichdas
beimEnergiegesetz,woderLibe-
ralismus auf knallharte Interes-
senpolitik treffe.DiehehrenIdea-
le drohten dabei unterzugehen,

«dennesgibt viele sympathische
MenschenundInteressensvertre-
ter, die sich an Parlamentarier
wenden,umeinenVorteilheraus-
zuholen». Diesem Druck sei die
Jungpartei nicht ausgesetzt. Sil-
berschmidt sieht imKampfgegen
Partikularinteressen die Haupt-
aufgabe der Jungpartei. Gleich-
zeitig äussert er Verständnis für
die FDP-Fraktion. «Sie sieht vor
allemdieVerbesserungen,diedas
Energiegesetz im Parlament er-
fahrenhat», sagt er. Fürdie Jung-
freisinnigen sei das anders. «Wir
sehen das vorliegende Gesetz –
unddieses ist unliberal.»

Bei den Netzsperren ortet
Caroni vor allemeineGeneratio-
nenfrage. Da sich die Jungen
häufiger im Internet bewegten,
seien sie gegenüber Einschrän-
kungen des Zugangs kritischer.
Eine klareDifferenzmachtCaro-

ni hingegen bei der No-Billag-
Initiative aus. «Hier habe ichden
Eindruck, dass die Jungfreisinni-
gen ideologisch überborden.»
Caroni findet zwar ebenfalls,
dass die SRG zu gross geworden
ist, «dochdeswegendasAngebot
gleich von 100auf0herunterzu-
fahren, ist nicht im Interesse der
Schweizer Demokratie».

Silberschmidt sieht auchhier
eher eine Generationenfrage.
«Wir Jungen sind uns gewohnt,
für einzelne Filme zu bezahlen
und nicht pauschal für ein Ange-
bot, das wir sowieso nicht nut-
zen», sagt er. Insgesamt relati-
viert Silberschmidt die Abwei-
chungen. «Wichtig ist mir vor
allem, dass wir uns in den Kern-
fragen der Wirtschafts-, Finanz-
und Europapolitik einig sind.»

Roger Braun

Eine ältere Frau in einemMalkurs speziell für demente Menschen. Bild: Getty


